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Warum es mit den Fusionen harzt
Seit 2010beschäftigt sichAusserrhodenmit denGemeindestrukturen. AmMontag berät das Parlament erstmals einen konkretenVorschlag.

David Scarano

DerMontag, 21. Februar, hat es
in sich. Dann steht im Ausser-
rhoderKantonsrat dieBeratung
des Fusionsvorschlags der Re-
gierungan.Diesepräsentiert als
Gegenvorschlag zur Initiative
«Starke Ausserrhoder Gemein-
den»einevonoben initiierte ra-
dikale Strukturreform: Aus den
20Gemeinden sollen4werden.

ObsichdieRegierungdurch-
setzt, ist unklar.Die vorberaten-
deKommission unterstützt den
Vorschlag, die Gemeindepräsi-
dienkonferenz fordert eine
Rückweisung,weil ihrerAnsicht
nach zu viele Fragen offen sind.
Fest steht: Es ist das erste Mal,
dass im Kanton über konkrete
Gemeindefusionen diskutiert
wird. Das ist erstaunlich: Aus-
serrhoden ist häufig progressiv,
der Kanton weist zudem einige
eher kleinere Gemeinden auf.
Und Fusionen gelten seit den
2000er-Jahrenals probatesMit-
tel gegen deren zunehmende
Überforderung. ImToggenburg
gilt etwa die fusionierte Ge-
meindeNeckertal als Erfolg.

DasThema ist inAusserrho-
den auch nicht neu, im Gegen-
teil, es ist einDauerbrenner.Auf
die politische Agenda wurden
die Gemeindestrukturen nach
diversenvorangegangenenVor-
stössen schliesslich 2010 ge-
setzt, als dasParlamentdasPos-
tulatvonRogerSträuli fürerheb-
lich erklärte.

Sträuli: Situationhat sich
verschlechtert
DochwarumhatsichAusserrho-
den so schwermit der Struktur-
anpassung getan? Roger Sträuli
ist nicht mehr Kantonsrat, be-
schäftigt sichberuflichundpoli-
tisch aber weiterhin mit Ge-
meinden.Er ist operativerLeiter
eines Personalberatungsunter-
nehmen, das auch für Gemein-
den Fachkräfte rekrutiert. Er
steht zudemalsPräsidentder IG
Starkes Ausserrhoden vor, die
die Volksinitiative lanciert hat.

Der Rechtobler sagt zu-
nächst, dass sich die Situation
der Gemeinden verschlechtert
habe. Es sei schwieriger gewor-
den, geeignetesPersonal fürBe-
hörden und Verwaltung zu fin-
den.ZudemseidasMilizsystem,
indemGemeinderatsmitglieder
operativ tätig seinmüssten, aus
der Zeit gefallen. «Es braucht
eine professionellere Verwal-
tung und eine Exekutive, die
sich nur um die strategischen
Belange kümmert, um die heu-
tigen Herausforderungen zu
meistern.»

Sträuli zeigt sich auch nicht
überrascht, dass so viele Jahre
vergangen sind, bis ein konkre-
tesFusionsprojekt beratenwird.
Erkenne indiesemThemanicht
anderes. Sträuli nennt mehrere
Beispiele. Sovergingenzwei Jah-
re, bis der Regierungsrat die in
Auftrag gegebene Analyse zu
seinem Postulat präsentierte.
Fast genauso lange dauerte es,
bisdiedanacheingesetzteKom-
mission 2014 den Bericht zur
Optimierung der Gemeinde-
strukturen vorstellte.

Sträuli erzählt, wie auf Mo-
mentederHoffnunghäufigEnt-

täuschungen folgten. Eine sol-
che erlebte er beim erwähnten
Kommissionsbericht, der auch
Empfehlungen enthielt. Fusio-
nen sollten etwa vom Kanton
auf geeigneteWeise unterstützt
werden, hiess es darin. «Wir
dachten, nun geht es an die
Arbeit, doch nichts geschah.»
Das passte zur passiven Hal-
tung des damaligen Regie-
rungsrates, der sich im Gegen-
satz zu heute auf den Stand-
punkt stellte, Fusionenmüssten
von unten kommen.

Aber nicht nur dieses Ab-
warten nennt Sträuli als Grund
dafür, warum die Optimierung
der Gemeindestrukturen nicht
vomFleck gekommen sind. Ein
weiterer Grund ist für ihn die
Ende 2015 von der Regierung
initiierteTotalrevisionderKan-
tonsverfassung. Sträuli sagt:
«Wir wussten, dass wird eine

grosse Sache, die thematisch
und zeitlich schwer zu fassen
ist.» Die Totalrevision brachte
esmit sich, dass dieGemeinde-
struktureneinThemaunter vie-
lenwurde.Weil die IG 2018 be-
fürchtete, dass das Anliegen
untergehenkönnte, lancierte sie
ihre Volksinitiative, die unab-
hängig von der Totalrevision
denWeg fürmöglicheFusionen
ebnenwollte. Sträuli sagt. «Wir
wollten die Gemeindefusionen
inhaltlich von der Kantonsver-
fassung abkoppeln, das haben
wir erreicht.»

Kleiner:Leidensdruck
istnichtgross
Als zweite grosse Figur beim
ThemaFusionen gilt inAusser-
rhoden Jean-Claude Kleiner,
der sich gegen den Vierer-Vor-
schlag derRegierung stellt, weil
Gemeinden gegen ihrenWillen

fusioniertwerden könnten.Der
ehemalige Speicherer FDP-
Kantonsrat ist Gemeindebera-
ter und hat viele Zusammen-
schlüsse begleitet. Unter ande-
rem war er Mitglied der
Projektleitung der historischen
Reform imKantonGlarus. Vie-
le sehen in dieser wegen ihrer
Radikalität Parallelen zumVie-
rer-Vorschlag desAusserrhoder
Regierungsrates. Für Kleiner
hält der Vergleich aber nicht
stand. Im Gegensatz zu Glarus
weise Ausserrhoden bereits
Einheitsgemeinden auf. Zudem
verfügeAusserrhodenüber kei-
ne Kleinstgemeinden und die
Finanzlage der Gemeinden sei
bedeutend besser. Kleiner ist
auch nicht der Meinung, dass
der Leidensdruck Fusionen
dringlichmache. «DieAnforde-
rungen sind zwar gestiegen.
Doch die meisten Gemeinden

können noch problemlos ihre
Behörden und Verwaltung be-
stellen. Zudem bewältigen sie
mit Hilfe von Kooperationen
die wachsenden Herausforde-
rungen bestens.» Dennoch
spricht sich Kleiner dafür aus,
gesetzlicheGrundlagen für Fu-
sionen von unten zu schaffen.
DieGemeinden sollen ihre Zu-
kunft selbstbestimmt gestalten
und auchFusionen, unterstützt
vomKanton, eingehen können.
Dass dies auch nach so vielen
Jahrennicht passiert sei, erklärt
er wie Sträuli mit der Zurück-
haltung des damaligen Regie-
rungsrats.

Kleiner war Mitglied der
Kommission,die sich inden Jah-
ren2013/2014mitderOptimie-
rung der Gemeindestrukturen
befasste. Auch er hatte gehofft,
dass der Bericht der definitive
Start zur Erarbeitung von
Grundlagen fürGemeindefusio-
nen bedeuten würde. Er sagt:
«DerBericht versankaber leider
in der Schublade.» Kleiner ver-
weist als Gegenbeispiel auf den
Kanton St.Gallen, der für ihn
eine Vorreiterrolle bei derOpti-
mierungderGemeindestruktu-
ren innehat, weil er Fusionen
ideell und finanziell wertvoll
unterstütze.

Weber:Es fehlen
Anreize
Zu den Befürwortern des Vie-
rer-Vorschlags gehört Jens We-
ber, der Präsident der SP AR,
weil der Kanton als Ganzes ge-
stärkt werde. Der Trogner teilt
die Meinung Kleiners und
Sträulis, dass es der Kanton in
den vergangenen Jahren ver-
passt habe, geeigneteRahmen-
bedingungen zu schaffen. Er
sagt: «Der Regierungsrat sah
sichnicht inderPflicht, Anreize

zu schaffen. Dabei haben dies
andere Kantone vorgemacht.»

Weber nennt Beispiele für
möglicheAnreize. Sohätteman
Fusionsberatungenmit einer ak-
tiven Rolle des Kantons einfüh-
ren oder mit Musterprojekten,
das Potenzial von Zusammen-
schlüssen aufzeigen können.
Der SP-Kantonsrat hätte sich
auch Steuerfussgarantien ge-
wünscht, damit der Vorteil von
reicheren Gemeinden nicht so-
fort verloren gehe.

Weber siehteinesderHaupt-
probleme für den Stillstand im
fehlendenProblembewusstsein
für die Situation vielerGemein-
den. Er sagt: «Diese sind
schlechter aufgestellt als viele
meinen. Es besteht die irrige
Meinung, dass die Gemeinden
wirklich selbstbestimmt sind.»
Sie seien aber durch die vielen
Verbünde, die sie eingegangen
sind, in der Eigenständigkeit
starkeingeschränkt.Er verweist
auch auf den Finanzausgleich,
von dem viele Gemeinden ab-
hängig seien.

FürWeberwird die schlech-
te Lage «negiert». Gemeinde-
präsidenten oder -räte würden
esals persönlichesScheiternbe-
trachten, wenn sie zugeben
müssten, dass die Aufgaben
nicht mehr oder nur unzurei-
chend zu bewältigen sind. «Es
ist aber kein persönliches, son-
dern ein systemisches Schei-
tern», sagt Weber. Er kritisiert
auch, dass die Leistungsunter-
schiede gross sind. Vielerorts
fehlten die Möglichkeiten, pro-
fessionelle, stets verfügbareund
demokratisch legitimierte Leis-
tungen zu erbringen. Er sagt:
«Die Welt hat sich verändert.
Das Ausserrhoder Gemeinde-
system ist aber auf einemNach-
kriegsniveau stehengeblieben.»

«Diemeisten
Gemeindenkönnen
nochproblemlos
ihreBehördenund
Verwaltung
bestellen.»

Jean-ClaudeKleiner
Gemeindeberater

«DasAusserrhoder
Gemeindesystem
ist auf einem
Nachkriegsniveau
stehengeblieben.»

JensWeber
Präsident SPAR

«Esbrauchteine
professionellere
Verwaltungund
eineExekutive,
die sichnurum
die strategischen
Belangekümmert.»

Roger Sträuli
IG Starkes Ausserrhoden

Die Ausserrhoder Regierung schlägt eine radikale Strukturreform vor: Aus den 20 Gemeinden sollen 4 werden. Bild: Ralph Ribi


